
  
  

  
 
   
 

 

 

Bau-, Umwelt- und Wirtschaftsdepartement 

 
 
§ 18           Anordnungen des Regierungsrates  
 
1 Verlangt es das öffentliche Interesse, kann der Regierungsrat eine Gemeinde nach ihrer An-
hörung verpflichten, ihren Zonenplan mit dem Bau- und Zonenreglement, Bebauungspläne 
oder Gestaltungspläne zu ändern oder sie dem Richtplan des Kantons anzupassen. 
 
2 Kommt eine Gemeinde dieser Verpflichtung innert gesetzter Frist nicht nach, trifft der Regie-
rungsrat an ihrer Stelle und auf ihre Kosten die erforderlichen Massnahmen. Falls notwendig 
kommt sinngemäss das Verfahren nach § 33b zur Anwendung. 
 
Erläuterungen Absatz 2 

Wenn anstelle der Gemeinde der Regierungsrat eine Planung öffentlich auf-
legt, ist zur Wahrung der Interessen von Betroffenen ein Verfahren mit Ein-
sprachemöglichkeit durchzuführen. Dies soll mit dem Hinweis auf das Verfah-
ren nach § 33b PBG klargestellt werden (B 72 vom 24. Januar 2017, S. 43).  
 

PBV – 
Urteile  – 
Hinweise – 
Verweise – 
Skizzen – 
Muster BZR – 

 
 
 


